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Beschlüsse des Ausschusses fürArbeit (20. Ausschuß) 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten 
und Vorständen der Unternehmen des Bergbaus Und der 
Eisen und Stahl erzeugenden Industrie 


Erster Teil 
Allgemeines 
§ 1 

(1) Die Arbeitnehmer haben ein Mitbestim- 
mungsrecht in den Aufsichtsr'äten und in den 
zur gesetzlichen Vertretung berufenen Or- 
ganen nach Maßgabe dieses Gesetzes in 

a) den Unternehmen, deren überwiegender 
Betriebszweck in der Förderung von 
Steinkohle, Braunkohle oder Eisenerz 
oder in der Aufbereitung, Verkokung, 
Verschwelung oder Brikettierung dieser 
Grundstoffe liegt und deren Betrieb unter 
der Aufsicht der Bergbehörden steht, 

b) den Unternehmen der Eisen und Stahl er- 
zeugenden Industrie in dem Umfang, wie 
er in Gesetz Nr. 27 der Alliierten Flohen 
Kommission vom 16. Mai 1950 (Amts- 
blatt der Alliierten Flohen Kommission 
für Deutschland S. 299) bezeichnet ist, so- 
weit diese Unternehmen in „Einheits- 
gesellschaften" im Sinne des Gesetzes 
Nr. 27 überführt oder in anderer Form 
weiterbetrieben und nicht liquidiert 
werden, 

c) den Unternehmen, die von einem vor- 
stehend bezeichneten oder nach Gesetz 
Nr. 27 der Alliierten Flohen Kommission 
zu liquidierenden Unternehmen abhängig 
sind, wenn sie die Voraussetzungen nach 
Buchstabe a erfüllen oder überwiegend 
Eisen und Stahl erzeugen. 

(2) Dieses Gesetz findet nur auf diejenigen 
in Absatz 1 bezeichneten Unternehmen An- 
wendung, welche in Form einer Aktien- 
gesellschaft, einer Gesellschaft mit beschrank- 
ter Flaftung oder einer berg rechtlichen Ge- 
werkschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit 
betrieben werden und in der Regel mehr als 


eintausend Arbeitnehmer beschäftigen oder 
„Einheitsgesellschaften" sind. 

§ 2 

Auf die in § 1 bezeichneten Unternehmen 
finden die Vorschriften des Aktiengesetzes, 
des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit 
beschränkter Fiaftung, der Berggesetze und 
des Betriebsverfassungsrechts insoweit keine 
Anwendung, als sie den Vorschriften dieses 
Gesetzes widersprechen. 

Zweiter Teil 

Aufsichtsrat 

§ 3 . 

(1) Betreibt eine Gesellschaft mit be- 
schränkter Flaftung oder eine bergrechtliche 
Gewerkschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit 
ein Unternehmen im Sinne des § 1, so ist 
nach Maßgabe dieses Gesetzes ein Aufsichts- 
rat zu bilden. 

(2) Auf den Aufsichtsrat, seine Rechte und 
Pflichten finden die Vorschriften des Aktien- 
rechts sinngemäß Anwendung. 

§ 4 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus elf Mit- 
gliedern. Er setzt sich zusammen aus 

a) vier Vertretern der Anteilseigner und 
einem weiteren Mitglied, 

b) vier Vertretern der Arbeitnehmer und 
einem weiteren Mitglied, 

c) einem weiteren Mitglied. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten weiteren 
Mitglieder dürfen nicht 

a) Repräsentant einer Gewerkschaft oder 
einer Vereinigung der Arbeitgeber oder 
einer Spitzenorganisation dieser Ver- 
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bände sein oder zu diesen ln einem stän- 
digen Dienst- oder Geschäftsbesorgungs- 
verhältnis stehen, 

b) im Laufe des letzten Jahres vor der Wahl 
eine unter Buchstabe a bezeichnete Stel- 
lung innegehabt haben, 

c) in den Unternehmen als Arbeitnehmer 
oder Arbeitgeber tätig sein, 

d) an dem Unternehmen wirtschaftlich we- 
sentlich interessiert sein. 

(3) Alle Aufsichtsratsmitglieder haben die 
gleichen Rechte und Pflichten. Sie sind an 
Aufträge und Weisungen nicht gebunden. 

S 5 

Die in § 4 Absatz 1 Buchstabe a bezeich- 
neten Mitglieder des Aufsichtsrats werden 
durch das nach Gesetz, Satzung oder Gesell- 
schaftsvertrag zur Wahl von Aufsichtsrats- 
mitgliedern berufene Organ (Wahlorgan) 
nach Maßgabe der Satzung oder des Gesell- 
schaftsvertrags gewählt. Im Falle der Ent- 
sendung von Aufsichtsratsmitgliedern nach 
§ 88 des Aktiengesetzes darf deren Gesamt- 
zahl ein Drittel der Vertreter der Anteils- 
eigner nicht übersteigen. 

§ 6 

(1) Die in § 4 Absatz 1 Buchstabe b be- 
zeichneten Mitglieder des Aufsichtsrats wer- 
den in gleicher und geheimer Wahl von den 
durch Zuwahl von Wahlmännern auf das 
Dreifache ihrer Mitghederzahl erweiterten 
Betriebsräten der zu den Unternehmen ge- 
hörenden Betriebe gewählt. Die Wahlmäniier 
sind in entsprechender Anwendung der Vor- 
schriften über die Wahl der Betriebsräte zu 
wählen. 

(2) Zwei Vertreter der Arbeitnehmer 
werden aus Wahlvorschlägen gewählt, welche 
die im Unternehmen vertretenen Gewerk- 
schaften nach Beratung mit den Betriebsräten 
der zum Unternehmen gehörenden Betriebe 
aufstellen. Jeder Wahlvorschlag muß minde- 
stens vier Namen enthalten. 

(3) Die beiden anderen Vertreter der Ar- 
beitnehmer müssen ein Arbeiter und ein An- 
gestellter der zum Unternehmen gehören- 
den Betriebe sein. Für ihre Wahl und für die 
Wahl des weiteren Mitgliedes können die 
Betriebsräte der zum Unternehmen gehören- 
den Betriebe nach Beratung mit den Im Un- 
ternehmen vertretenen Gewerkschaften und 
die Arbeitnehmer Wahlvorschläge aufstellen. 
Die Wahlvorschläge der Arbeitnehmer 


müssen von mindestens einem Zehntel der 
Arbeitnehmer des Unternehmens oder von 
mindestens einhundert Arbeitnehmern unter- 
zeichnet sein. Jeder Wahlvorschlag muß 
mindestens sechs Namen enthalten. 

(4) Das Nähere bestimmt die Wahlordnung, 
die von der Bundesregierung erlassen wird. 

§ 7 

Gehören dem Aufsichtsrat länger als drei 
Monate weniger als fünf nach § 5 oder we- 
niger als fünf nach § 6 zu wählende Mit- 
glieder an, so gilt § 89 des Aktiengesetzes 
entsprechend. 

§ 8 

(1) Das in § 4 Absatz 1 Buchstabe c be- 
zeichnete weitere Mitglied des Aufsichtsrats 
wird durch die übrigen Aufsichtsratsmitglie- 
der gewählt. Gewählt ist, wer die Mehrheit 
der Stimmen sämtlicher Aufsichtsratsmitglie- 
der erhält. 

(2) Kommt innerhalb eines Monats keine 
Wahl zustande, so wird ein Vermittlungs- 
ausschuß gebildet, der aus vier Mitgliedern 
und einem Vorsitzenden besteht. Je zwei 
Mitglieder werden von den nach § 5 und den 
nach § 6 gewählten Aufsichtsratsmitgliedern 
gewählt. Den Vorsitzenden bestellt die Bun- 
desregierung auf Antrag eines Mitglieds des 
Vermittlungsausschusses. 

(3) Der Vermittlungsausschuß schlägt in- 
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drei Personen zur Wahl vor. Kommt eine 
Wahl innerhalb von zwei weiteren Monaten 
nicht zustande, so bestimmt der Vermitt- 
lungsausschuß das fehlende Aufsichtsrats- 
mitglied. 

(4) Wird die in Absatz 2 vorgesehene An- 
zahl von Mitgliedern des Vermittlungsaus- 
schusses bis zur Bestellung des Vorsitzenden 
nicht gewählt oder bleiben die Mitglieder des 
Vermittlungsausschusses trotz rechtzeitiger 
Einladung ohne genügende Entschuldigung 
einer Sitzung fern, so kann der Vermittlungs- 
ausschuß tätig werden, wenn mindestens 
zwei Mitglieder und der Vorsitzende mit- 
wlrken. 

(5) Der Vermittlungsausschuß beschließt 
mit einfacher Mehrheit. 

(1) Bei Gesellschaften mit einem Nenn- 
kapital von mehr als zwanzig Millionen 
Deutsche Mark kann durch Satzung oder 
Gesellschaftsvertrag bestimmt werden, daß 
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der Aufsiditsrat aus fünfzehn Mitgliedern 
besteht. Die Vorschriften der §§ 4 bis 8 fin- 
den sinngemäß Anwendung mit der Maßgabe, 
daß die Zahl der in § 6 Absatz 2 bezeidineten 
Vertreter der Arbeitnehmer drei und die 
Zahl der gemäß § 6 Absatz 3 zu wählenden 
Arbeiter zwei beträgt. 

(2) Bei Gesellschaften mit einem Nenn- 
kapital von mehr als fünfzig Millionen 
Deutsche Mark kann durch Satzung oder Ge- 
sellschaftsvertrag bestimmt werden, daß der 
Aufsichtsrat aus einundzwanzig Mitgliedern 
besteht. Die Vorschriften der §§ 3 bis 8 
finden sinngemäß Anwendung mit der Maß- 
gabe, daß die Zahl der in § 4 Absatz 1 Buch- 
staben a und b bezelchneten weiteren Mit- 
glieder je zwei, die Zahl der in § 6 Absatz 2 
bezeichneten Vertreter der Arbeitnehmer 
vier und die Zahl der gemäß § 6 Absatz 3 
zu wählenden Arbeiter drei beträgt. 

§ 10 

Der Aufsichtsrat ist beschlußfähig, wenn 
mindestens die Hälfte seiner Mitglieder an- 
wesend ist. 

§ 11 

(1) Auf die ln § 4 Absatz 1 Buchstabe a 
bezeichneten Mitglieder des Aufsichtsrats 
findet § 87 Absatz 2 des Aktiengesetzes An- 
wendung. 

(2) Auf die Abberufung der ln § 4 Ab- 
satz 1 Buchstabe b bezeichneten Mitglieder 
des Aufsichtsrats findet § 87 Absatz’ 2 Satz 1 
und 2 des Aktiengesetzes sinngemäß An- 
wendung mit der Maßgabe, daß der in § 6 
Absatz 1 bezeichnete Wahlkörper über den 
Widerruf der Bestellung beschließt; § 6 gilt 
sinngemäß. 

(3) Eine Abberufung des In § 4 Absatz 1 
Buchstabe c bezeichneten Mitglieds des Auf- 
sichtrats kann auf Antrag von mindestens 
drei Aufsichtsratsmitgliedern durch das Ge- 
richt aus widitigem Grund erfolgen. 

Dritter Teil 
Vorstand 

§ 12 

Die Bestellung der Mitglieder des zur ge- 
setzlichen Vertretung berufenen Organs und 
der Widerruf ihrer Bestellung erfolgen nach 
Maßgabe des § 75 des Aktiengesetzes durch 
den Aufsichtsrat. 


§ 13 

(1) Als gleichberechtigtes Mitglied des zur 
gesetzlichen Vertretung berufenen Organs 
wird ein Arbeitsdirektor bestellt. Der 
Arbeitsdirektor kann nicht gegen die 
Stimmen der Mehrheit der nach § 6 ge- 
wählten Aufsichtsratsmitglieder bestellt wer- 
den. Das gleiche gilt für den Widerruf der 
Bestellung. 

(2) Der Arbeitsdirektor hat wie die 
übrigen Mitglieder des zur gesetzlichen Ver- 
tretung berufenen Organs seine Aufgaben 
im engsten Einvernehmen mit dem Gesamt- 
organ auszuüben. Das Nähere bestimmt die 
Geschäftsordnung. 

Vierter Teil 

Schlußvorschriften 

§ 14 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes treten 
in Kraft 

a) für Unternehmen, die dem Gesetz Nr. 27 
der Alliierten Hohen Kommission nicht 
unterliegen, am 31. Dezember 1951, 

b) für Unternehmen, die aus der Kontrolle 
nach dem Gesetz Nr. 27 der Alliierten 
Hohen Kommission entlassen werden, im 
Zeitpunkt ihrer Entlassung, spätestens 
am 31. Dezember 1951, 

c) für Unternehmen, die auf Grund des Ge- 
setzes Nr. 27 der Alliierten Hohen Kom- 
mission In eine „Einheitsgesellschaft“ über- 
führt werden, mit deren Errichtung, 
spätestens am 31. Dezember 1951, 

d) für die übrigen Unternehmen in dem 
Zeitpunkt, in dem feststeht, daß sie auf 
Grund des Gesetzes Nr. 27 der Alliierten 
Hohen Kommission nicht In eine „Ein- 
heitsgesellschaft“ überführt werden, spä- 
testens am 31. Dezember 1951. 

(2) Die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 
nach §§ 5 und 6 findet erstmalig innerhalb 
von zwei Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes statt. 

§ 15 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Vorschriften über., 
die Anpassung von Satzungen und Gesell- 
schaftsverträgen an die Vorsdiriften dieses 
Gesetzes zu erlassen. 
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